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Qualifizierungssystem zur Lieferung von Personenkraftwagen, Transportern, Kastenwagen und Nutzfahrzeugen mit oder ohne Einbauten	



Teilnahmeantrag



[bookmark: _Hlk28787876][bookmark: _Hlk18659461]Auftraggeber:	Oldenburgisch-Ostfriesischer Wasserverband (OOWV)
Georgstr. 4
26919 Brake

Vergabenummer: 	2024-09993

Vergabeart: 	Qualifizierungssystem nach SektVO

Ablauf der Abgabefrist: 	31.12.2050; Eingang: 10:00 Uhr

Abgabeort: 	Jedes interessierte Unternehmen kann jederzeit einen Antrag auf Aufnahme in das Qualifizierungssystem über das Beschaffungsportal (SAP SLC) des OOWV (URL: https://www.oowv.de/service/fuer-unternehmen/beschaffung/ ) stellen. Alternativ ist der Antrag über das Deutsche Vergabeportal oder per Email an die Emailadresse „beschaffung@oowv.de“ zu stellen.

	



1. Angaben des Bewerbers
	Name des Bewerbers
	[bookmark: _GoBack]     

	Adresse
	Straße
	     

	
	PLZ, Ort
	     

	
	Land
	     

	
	Telefon
	     

	
	Fax
	     

	
	E-Mail
	     

	
	Web-Site
	     

	
	Ansprechpartner
	     

	Gründungsdatum 
	     

	Gesellschaftsform
	     

	Haupteigentümer
	     

	Tochtergesellschaften
	     

	Leistungsbereiche
	     

	Mitgliedschaft in Fachverbänden
	     

	Umsatzsteuer-Identifikations-Nummer
	     

	D-U-N-S Nr.
	     





2. Eigenerklärungen zum Nichtvorliegen von Ausschlussgründen
2.1 Ausschlussgründe nach § 123 GWB
Liegen für Ihr Unternehmen Ausschlussgründe nach § 123 GWB (Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen) vor?

Ausschlussgründe nach § 123 GWB sind:
Eine rechtskräftige Verurteilung oder eine rechtskräftige Festsetzung einer Geldbuße wegen:
1.) § 129 StGB (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a StGB (Bildung terroristischer Vereinigungen), § 129b StGB (kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland),

2.) § 89c StGB (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Abs. 2 Nummer 2 StGB zu begehen,

3.) § 261 StGB (Geldwäsche, Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte)

4.) § 263 StGB (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,

5.) § 264 StGB (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,

6.) § 299 StGB (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr),

7.) § 108e StGB (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern),

8.) §§ 333 und 334 StGB (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a StGB (ausländische und internationale Bedienstete)

9.) Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung Internationaler Bestechung (Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr

10.) §§ 232 und 233 StGB (Menschenhandel) oder § 233a StGB (Förderung des Menschenhandels)
11.) Das Unternehmen hat seine Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur Sozialversicherung nicht erfüllt.
Zutreffendes bitte ankreuzen:
|_| 	Nein, es liegen keine Ausschlussgründe nach § 123 GWB vor
|_| 	Ja, es liegen Ausschlussgründe nach § 123 GWB vor.

2.2 Ausschlussgründe nach § 124 GWB
Liegen für Ihr Unternehmen Ausschlussgründe nach § 124 GWB (Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen) vor?

Ausschlussgründe nach § 124 GWB sind:
1.) Bei der Ausführung öffentlicher Aufträge wurde gegen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen;

2.) Das Unternehmen ist zahlungsunfähig, über das Vermögen des Unternehmens wurde ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet, die Eröffnung eines solchen Verfahrens wurde mangels Masse abgelehnt. Das Unternehmen befindet sich im Verfahren der Liquidation oder hat seine Tätigkeit eingestellt.

3.) Das Unternehmen hat im Rahmen der beruflichen Tätigkeit eine schwere Verfehlung begangen, durch die die Integrität des Unternehmens infrage gestellt wird.

4.) Das Unternehmen hat Vereinbarungen mit anderen Unternehmen getroffen, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken.

5.) Es besteht ein Interessenkonflikt bei der Durchführung von Vergabeverfahrens, der die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der Durchführung eines Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte und der durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen nicht wirksam beseitigt werden kann,

6.) Es liegt eine Wettbewerbsverzerrung vor, weil Ihr Unternehmen bereits in die Vorbereitung von Vergabeverfahren einbezogen wird, und diese Wettbewerbsverzerrung nicht durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen beseitigt werden kann,

7.) Das Unternehmen hat eine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags oder Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt. Dies hat zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt.

8.) Das Unternehmen hat in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungskriterien eine schwerwiegende Täuschung begangen oder Auskünfte zurückgehalten oder ist nicht in der Lage, die erforderlichen Nachweise zu übermitteln.

9.) Das Unternehmen a) hat versucht, die Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftraggebers in unzulässiger Weise zu beeinflussen. b) Hat versucht, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen könnte. c) Hat fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt, die die Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten, oder hat versucht, solche Informationen zu übermitteln.
Zutreffendes bitte ankreuzen:
|_| 	Nein, es liegen keine Ausschlussgründe nach § 124 GWB vor
|_| 	Ja, es liegen Ausschlussgründe nach § 124 GWB vor.

2.3 Ausschlusstatbestände nach § 123 / § 124 GWB mit Selbstreinigung
Liegen für Ihr Unternehmen Ausschlusstatbestände gem. § 123 oder § 124 GWB (Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen) vor, für die entsprechende Selbstreinigungsmaßnahmen gemäß § 125 GWB nachgewiesen werden können?

Für die Ausschlusstatbestände gem. § 123 oder § 124 GWB ist gegenüber der Vergabestelle im Rahmen des § 125 GWB („Selbstreinigung“) durch Vorlage entsprechend geeigneter Unterlagen und sonstiger Erklärungen vollständig nachzuweisen, dass das Unternehmen:

1. für jeden durch eine Straftat oder ein Fehlverhalten verursachten Schaden einen Ausgleich gezahlt oder sich zur Zahlung eines Ausgleichs verpflichtet hat,

2. die Tatsachen und Umstände, die mit der Straftat oder dem Fehlverhalten und dem dadurch verursachten Schaden in Zusammenhang stehen, durch eine aktive Zusammenarbeit mit den Ermittlungsbehörden und dem öffentlichen Auftraggeber umfassend geklärt hat, und

3. konkrete technische, organisatorische und personelle Maßnahmen ergriffen hat, die geeignet sind, weitere Straftaten oder weiteres Fehlverhalten zu vermeiden.

§ 123 Abs. 4 S. 2 GWB bleibt unberührt.

Die Vergabestelle bewertet die dargestellten, von dem Unternehmen ergriffenen Selbstreinigungsmaßnahmen und berücksichtigt dabei die Schwere und die besonderen Umstände der Straftat oder des Fehlverhaltens. Die Vergabestelle behält sich vor, die Selbstreinigungsmaßnahmen des Unternehmens als unzureichend zu bewerten und das Unternehmen von Vergabeverfahren auszuschließen.

Zutreffendes bitte ankreuzen:
|_| 	Nein, es liegen keine Ausschlusstatbestände gem. § 123 GWB oder § 124 GWB vor, für die Selbstreinigungsmaßnahmen gem. § 125 GWB nachgewiesen werden können
|_| 	Ja, es liegen Ausschlusstatbestände gem. § 123 GWB oder § 124 GWB vor, für die Selbstreinigungsmaßnahmen gem. § 125 GWB nachgewiesen werden können
Nachweise zu Selbstreinigungsmaßnahmen sind zur Prüfung vorzulegen.

2.4 Ausschlussgründe nach § 21 AEntG
Liegen für Ihr Unternehmen Ausschlussgründe nach § 21 AEntG (Gesetz über zwingende Arbeitsbedingungen für grenzüberschreitend entsandte und für regelmäßig im Inland beschäftigte Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen) vor?
Nach § 21 Abs. 1 AEntG werden Bewerber oder Bewerberinnen von der Teilnahme an einem Wettbewerb um einen Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag der in §§ 99 und 100 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen genannten Auftraggeber für eine angemessene Zeit bis zur nachgewiesenen Wiederherstellung ihrer Zuverlässigkeit ausgeschlossen, die wegen eines Verstoßes nach § 23 mit einer Geldbuße von wenigstens zweitausendfünfhundert Euro belegt worden sind. Das Gleiche gilt auch schon vor Durchführung eines Bußgeldverfahrens, wenn im Einzelfall angesichts der Beweislage kein vernünftiger Zweifel an einer schwerwiegenden Verfehlung im Sinne des Satzes 1 besteht.

Nach § 23 Abs. 1 AEntG handelt ordnungswidrig wer, vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 8 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3 eine Arbeitsbedingung, deren Einhaltung nach § 16 von den Behörden der Zollverwaltung geprüft wird, nicht oder nicht rechtzeitig gewährt oder einen Beitrag nicht oder nicht rechtzeitig leistet,

2. entgegen § 17 Satz 1 in Verbindung mit § 5 Abs. 1 Satz 1 Nummer 1 oder 3 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes eine Prüfung nicht duldet oder bei einer Prüfung nicht mitwirkt,

3. entgegen § 17 Satz 1 in Verbindung mit § 5 Abs. 1 Satz 1 Nummer 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes das Betreten eines Grundstücks oder Geschäftsraums nicht duldet,
4. entgegen § 17 Satz 1 in Verbindung mit § 5 Absatz 5 Satz 1 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes Daten nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig übermittelt,

5. entgegen § 18 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3 Satz 1 eine Anmeldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig vorlegt oder nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig zuleitet,

6. entgegen § 18 Abs. 1 Satz 3, auch in Verbindung mit Absatz 3 Satz 2, eine Änderungsmeldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig macht,

7. entgegen § 18 Abs. 2 oder 4 eine Versicherung nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig beifügt,

8. entgegen § 19 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, eine Aufzeichnung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstellt oder nicht oder nicht mindestens zwei Jahre aufbewahrt oder

9. entgegen § 19 Abs. 2 eine Unterlage nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht in der vorgeschriebenen Weise bereithält.

Nach § 23 Abs. 2 AEntG handelt ordnungswidrig, wer Werk- oder Dienstleistungen in erheblichem Umfang ausführen lässt, indem er als Unternehmer einen anderen Unternehmer beauftragt, von dem er weiß oder fahrlässig nicht weiß, dass dieser bei der Erfüllung dieses Auftrags

1. entgegen § 8 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3 eine Arbeitsbedingung, deren Einhaltung nach § 16 von den Behörden der Zollverwaltung geprüft wird, nicht oder nicht rechtzeitig gewährt oder einen Beitrag nicht oder nicht rechtzeitig leistet oder

2. einen Nachunternehmer einsetzt oder zulässt, dass ein Nachunternehmer tätig wird, der entgegen § 8 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3 eine Arbeitsbedingung, deren Einhaltung nach § 16 von den Behörden der Zollverwaltung geprüft wird, nicht oder nicht rechtzeitig gewährt oder einen Beitrag nicht oder nicht rechtzeitig leistet.
Zutreffendes bitte ankreuzen:
|_| 	Nein, es liegen keine Ausschlussgründe nach § 21 AentG vor
|_| 	Ja, es liegen Ausschlussgründe nach § 21 AentG vor
2.5 Ausschlussgründe nach § 98c AufenthG
Liegen für Ihr Unternehmen Ausschlussgründe nach § 98c AufenthG (Aufenthaltsgesetz) vor?
Zutreffendes bitte ankreuzen:
|_| 	Nein, es liegen keine Ausschlussgründe nach § 98c AufenthG vor
|_| 	Ja, es liegen Ausschlussgründe nach § 98c AufenthG vor

2.6 Ausschlussgründe nach § 19 Abs 1 MiLogG
Liegen für Ihr Unternehmen Ausschlussgründe nach §19 Abs. 1 MiLogG (Mindestlohngesetz) vor?
Zutreffendes bitte ankreuzen:
|_| 	Nein, es liegen keine Ausschlussgründe nach § 19 Abs. 1 MiLogG vor
|_| 	Ja, es liegen Ausschlussgründe nach § 19 Abs. 1 MiLogG vor

2.7 Ausschlussgründe nach § 21 SchwarzArbG
Liegen für Ihr Unternehmen Ausschlussgründe nach § 21 SchwarzArbG (Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung) vor?

Nach § 21 Abs. 1 SchwarzArbG sollen Bewerber von der Teilnahme an einem Wettbewerb um einen Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag der in den §§ 99 und 100 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen genannten Auftraggeber bis zu einer Dauer von drei Jahren ausgeschlossen werden, die oder deren nach Satzung oder Gesetz Vertretungsberechtigte nach

1. § 8 Abs. 1 Nr. 2, §§ 10 bis 11,

2. § 404 Abs. 1 oder 2 Nr. 3 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch,

3. §§ 15, 15a, 16 Abs. 1 Nr. 1, 1c, 1d, 1f oder 2 des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes oder

4. § 266a Abs. 1 bis 4 des Strafgesetzbuches

zu einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als neunzig Tagessätzen verurteilt oder mit einer Geldbuße von wenigstens zweitausendfünfhundert Euro belegt worden sind. Das Gleiche gilt auch schon vor Durchführung eines Straf- oder Bußgeldverfahrens, wenn im Einzelfall angesichts der Beweislage kein vernünftiger Zweifel an einer schwerwiegenden Verfehlung nach Satz 1 besteht. Die für die Verfolgung oder Ahndung zuständigen Behörden nach Satz 1 Nr. 1 bis 4 dürfen den öffentlichen Auftraggebern nach § 99 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen und solchen Stellen, die von öffentlichen Auftraggebern zugelassene Präqualifikationsverzeichnisse oder Unternehmer- und Lieferantenverzeichnisse führen, auf Verlangen die erforderlichen Auskünfte geben. Öffentliche Auftraggeber nach Satz 3 fordern im Rahmen ihrer Tätigkeit Auskünfte des Gewerbezentralregisters nach § 150a der Gewerbeordnung an oder verlangen vom Bewerber eine Erklärung, dass die Voraussetzungen für einen Ausschluss nach Satz 1 oder 2 nicht vorliegen; auch im Falle einer Erklärung des Bewerbers können öffentliche Auftraggeber Auskünfte des Gewerbezentralregisters nach § 150a der Gewerbeordnung jederzeit anfordern. Für den Bewerber, der den Zuschlag erhalten soll, fordert der öffentliche Auftraggeber nach Satz 3 bei Aufträgen ab einer Höhe von 30 000 Euro vor Zuschlagserteilung eine Auskunft aus dem Gewerbezentralregister nach § 150a der Gewerbeordnung an. Der Bewerber ist vor der Entscheidung über den Ausschluss zu hören.
Zutreffendes bitte ankreuzen:
|_| 	Nein, es liegen keine Ausschlussgründe nach § 21 SchwarzArbG vor
|_| 	Ja, es liegen Ausschlussgründe nach § 21 SchwarzArbG vor

2.8 Tariftreue nach § 4 Abs. 1 NTVergG
Wird die folgende Verpflichtung gemäß § 4 Abs. 1 NTVergG (Niedersächsisches Tariftreue- und Vergabegesetz) eingehalten?

Ich/wir verpflichte(n) mich/uns, bei der Ausführung der auf der Grundlage von Vergabeverfahrens zu erbringenden Leistungen

1. meinen/unseren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern im Sinne des § 22 Mindestlohngesetz (MiLoG) vom 11. August 2014 (BGBl. I S. 1348), in der jeweils geltenden Fassung, mindestens ein Mindestentgelt nach den Vorgaben des Mindestlohngesetzes (ab 01.07.2022: 10,45 Euro/ ab 01.10.2022: 12,00 Euro) zu zahlen und

2. meinen/unseren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die von Regelungen nach § 1 MiLoG erfasst werden, mindestens ein Mindestentgelt nach den Vorgaben dieser Regelungen zu zahlen. Diese können sich ergeben aus:

- den Regelungen des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes (AEntG)

- den Regelungen des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes (AÜG)

- den auf Grundlage des AEntG oder AÜG erlassenen Rechtsverordnungen sowie

- aus einem auf der Grundlage von § 5 des Tarifvertragsgesetzes (TVG) für allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrag im Sinne von § 4 Absatz 1 Nummer 1 sowie §§ 5 und 6 Absatz 2 des AEntG.

Diese Erklärung bezieht sich nur auf Leistungen zur Auftragsausführung, welche innerhalb des Gebietes der Bundesrepublik Deutschland erbracht werden.
Zutreffendes bitte ankreuzen:
|_| 	Ja, die Verpflichtung gem. § 4 Abs. 1 NTVergG wird von uns eingehalten
|_| 	Nein, die Verpflichtung gem. § 4 Abs. 1 NTVergG wird von uns nicht eingehalten


3. [bookmark: _Hlk494102802]Nachweis der wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit 
3.1	Nachweis über eine Haftpflichtversicherung

	Nachweis über eine bestehende Haftpflichtversicherung über mindestens 

1,5 Mio. € für Personenschäden,
1,0 Mio. € für sonstige Schäden. 

Die Ersatzleistung der Versicherung muss mindestens das Zweifache der o.g. Deckungssummen pro Jahr betragen. Der Nachweis ist grundsätzlich durch verbindliche Deckungsbestätigung der Versicherung zu erbringen. Wenn oder soweit eine Versicherung in der o.g. Höhe zum Zeitpunkt der Bewerbung nicht vorliegt, kann der Nachweis durch eine (ergänzende) rechtsverbindliche Eigenerklärung des Bewerbers über den Abschluss einer entsprechenden Versicherung im Auftragsfall erbracht werden.

	Erklärung, auf welche Art der Nachweis erbracht wird (zutreffendes bitte ankreuzen):
Hinweis: Die Erklärung oder der Nachweis darf nicht älter als 12 Monate sein und muss der Bewerbung beigelegt werden.

	
	
|_| Nachweis durch verbindliche Deckungsbestätigung der Versicherung liegt in der Anlage bei.

	
	
|_| Rechtsverbindliche Eigenerklärung des Bewerbers über den Abschluss einer entsprechenden Versicherung im Auftragsfall liegt in der Anlage bei.






4. Nachweis der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit
4.1	Erfüllung der Anforderungen der StVO sowie StVZO in Deutschland
Zutreffendes bitte ankreuzen:
|_| 	Wir bestätigen, dass alle von uns angebotenen und gelieferten Fahrzeuge den Anforderungen der StVO sowie StVZO in Deutschland entsprechen
|_| 	Wir können die Aussage nicht bestätigen
Hinweis: Um die Fahrzeuge auf öffentlichen Straßen in Deutschland bewegen zu dürfen, ist diese Zulassung zwingend erforderlich.
4.2	Erfüllung der Anforderungen der DIN 30710
Zutreffendes bitte ankreuzen:
|_| 	Wir bestätigen, dass alle von uns angebotenen und gelieferten Fahrzeuge über die vorgeschriebenen Sicherheitskennzeichnungen gemäß DIN 30710 verfügen
|_| 	Wir können die Aussage nicht bestätigen
Hinweis: Diese Vorgabe ist notwendig, um die Fahrzeuge auf öffentlichen Straßen in Deutschland bewegen zu dürfen.
4.3	Erfüllung der Anforderungen an die Abgasemissionen
Zutreffendes bitte ankreuzen:
|_| 	Wir bestätigen, dass alle von uns angebotenen und gelieferten Fahrzeuge sämtliche gesetzlich vorgeschriebenen Anforderungen an die Abgasemissionen zum Kaufzeitpunkt einhalten
|_| 	Wir können die Aussage nicht bestätigen




4.4	Erfüllung der Anforderungen an die Geräuschemissionen
Zutreffendes bitte ankreuzen:
|_| 	Wir bestätigen, dass alle von uns angebotenen und gelieferten Fahrzeuge sämtliche gesetzlich vorgeschriebenen Geräuschgrenzwerte zum Kaufzeitpunkt einhalten.
|_| 	Wir können die Aussage nicht bestätigen
4.5	Lieferfähigkeit von Fahrzeugen mit Einbauten
Zutreffendes bitte ankreuzen:
|_| 	Wir bestätigen, dass eine Lieferung von Fahrzeugen inklusive Einbauten wie Regalen, Trennwänden, Halterungen oder Kisten nach Kundenwunsch möglich ist
|_| 	Wir können die Aussage nicht bestätigen
4.6	Zulassung von Fahrzeugen
Zutreffendes bitte ankreuzen:
|_| 	Wir bestätigen, dass eine Zulassung der angebotenen Fahrzeuge bei der zuständigen Zulassungsstelle innerhalb des Verbandsgebiets des OOWV durch den Bewerber erfolgt
|_| 	Wir können die Aussage nicht bestätigen








4.7	Partnerwerkstätten im Verbsandsgebiet
Zutreffendes bitte ankreuzen:
|_| 	Wir bestätigen, dass innerhalb jeder Region des Verbandsgebiets des OOWVs mindestens eine Partnerwerkstatt vorhanden ist, in der Wartung, Service und Reparaturen der gekauften Fahrzeuge durchgeführt werden.
	Die Regionen sind entsprechend der folgenden Karte des Verbandsgebiets definiert:
	- Region LK Aurich
	- Region LK Friesland/Wittmund
	- Region Stadt Oldenburg/Ammerland
	- Region LK Wesermarsch/Cuxhaven
	- Region LK Cloppenburg
	- Region LK Oldenburg/Diepholz
	- Region LK Vechta
|_| 	Wir können die Aussage nicht bestätigen
[image: ]

5. Erklärung zur Richtigkeit der Angaben

Ich bin mir/Wir sind uns bewusst, dass eine wissentlich falsche Erklärung im Teilnahmeantrag einschließlich aller Anlagen meinen/unseren Ausschluss von dieser und weiteren Verfahren zur Folge haben kann.

Ich/Wir erklären mich/uns damit einverstanden, dass durch den Auftraggeber zur Überprüfung der Angaben unter Wahrung der Vertraulichkeit gegebenenfalls weitere/ergänzende Angaben/Unterlagen angefordert werden können.

Des Weiteren bestätige/n ich/wir, dass ich/wir die Unterlagen zum Teilnahmewettbewerb einer vollständigen Überprüfung unterzogen habe/n und das Vorhaben sowie die für das Verfahren geltenden Bedingungen mit der für den Teilnahmeantrag erforderlichen Genauigkeit beurteilen kann/können. Ich/Wir erkläre/n mich/uns mit den aufgestellten Verfahrensregeln ausdrücklich einverstanden.

	[bookmark: _Toc341359232]Ort, Datum, Stempel und Unterschrift(en) oder Person des Erklärenden nach § 126b BGB:
– bei Bietergemeinschaften von dem bevollmächtigten Vertreter der Bietergemeinschaft! –
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